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1. Problemstellung

Wie in anderen westlichen Industriena-
tionen auch ist das vorhandene, relativ
festgefügte Mediengefüge in der Bun¬
desrepublik Deutschland- hier die pri-
vatwirtschaftlich orientierte Presse, dort
der öffentlich-rechtlich organisierte,
binnenpluralistisch strukturierte und
kontrollierte Rundfunk- in jüngster Zeit
durch technologische Veranderungen
und auch in deren Gefolge politischer
Herausforderungen in Bewegung gera-
ten. Dersich abzeichnende technologi¬
sche, ökonomische und soziale Wandel
durch die sog. "Neuen Medien” - ins-
besondere also Bildschirm- und Video¬
text,1) Kabel- und Satellitenfernsehen
und breitbandige Dialogdienste, Video-
kassetten und Bildplatten - bleibt nicht
ohne Konsequenzen für Funktion, Or¬
ganisation und Finanzierung bei den
einzelnen Tragern der Medien, also bei
der Deutschen Bundespost im Bereich
der technischen Infrastruktur, den Ver¬
lagen, Agenturen, Redaktionen und
Druckereien bei der Presse, und bei
den Rundfunkanstalten.2) Da die infor-
mationstechnologische Entwicklung ins-
besondere als zunehmende Integra¬
tion von Telekommunikation und Da-
tenverarbeitung erst in jüngster Zeit
eine relativ groBe Breitenwirkung entfal-
tet, sind allerdings heute noch nicht alle
Konsequenzen dieser Entwicklung voll
absehbar. Dies hangt auch damit zu-
sammen, daB die Medienentwicklung
anders als bei technischen Produktions-
verfahren in der Wirtschaft sehr viel
starker von politischen Entscheidungen
und Rahmensetzungen abhangig ist
und deshalb sich nicht nach reinen
durch Marktforschung zu prognostizie-
rende MarktgesetzmaBigkeiten entwic-
kelt. Ganz allgemein gesprochen geht
es um Möglichkeiten und Grenzen der
politischen Gestaltung des technolo-
gischen, ökonomischen und sozialen

Wandels im Medienbereich, d.h. um die
Frage nach der Entwicklung der ’’alten”
Medien Presse und Rundfunk, nach der
Entwicklung der je spezifischen ’’Neu¬
en Medien” und nach der Entwick¬
lung der ’’Neuen Medien” im Verhalt-
nis zu den "alten” Medien, also um die
Frage, ob sie sich in Erganzung oder in
Konkurrenz zu den etablierten Medien
durchsetzen werden. Hierbei ist zu be-
rücksichtigen, daB Veranderungen im
Mediensystem nur Teil der durch neue
Anwendungen der Informationstechno-
logie ausgelösten Strukturveranderun-
gen in Wirtschaft und Gesellschaft sind
und zum Teil von diesen mitbeeinflufit
werden. So wird z.B. eine breitbandige
Verkabelung der Bundesrepublik zur
Modernisierung der geschaftlichen
Kommunikation durch die damit auch
geschaffenen Kapazitaten für den Ka-
belrundfunk nicht ohne EinfluB auf den
Rundfunk bleiben.
Um dieses Problemsyndrom aufzulö-
sen, sollen hier folgende Einzelfragen
behandelt werden:
(1) Welches sind die sich abzeichnen-
den Entwicklungslinien der technisch
vermittelten Kommunikation und wel-
che neuen Anwendungen insbeson-
dere im Bereich der Massenmedien
erscheinen als möglich?
(2) Welche ökonomischen und poli¬
tischen Interessenpositionen lassen
sich in der Bundesrepublik hierzu her-
ausarbeiten?
(3) Was wissen wir über Bedürfnisse
und Bedarf3) in diesem Bereich und
welche Probleme der Ermittlung und
Bewertung gibt es aus sozialwissen-
schaftlicher und politischer Sicht?
(4) Welche ökonomische Bedeutung
kommt der technisch vermittelten
Kommunikation (geschaftliche und pri¬
vate Individualkommunikation und
Massenkommunikation) in der Bundes¬
republik zu, insbesondere für die Be-
schaftigung?
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(5) Welche ordnungspolitischen Leit-
vorstellungen gibt es in der Bundesre¬
publik für die Weiterentwicklung von
Presse und Rundfunk und der sog.
’’Neuen Medien”?
Sollen auf die letzteren die überkom-
menen Organisations- und Finanzie-
rungsmuster des Rundfunks Oder der
Presse übertragen werden? Soil der
Rundfunk künftig dem sog. freien Spiel
derökonomischen Krafte überantwortet
werden Oder soil die überkommene
öffentlich-rechtliche Rundfunkorganisa-
tion 4) beibehalten werden? Welche
Rolle haf in Zukunft bei allen Medien die
Finanzierung über Werbung Oder über
Einzelentgelte bzw. Gebühren, oder
aber ein gemischtes Finanzierungssy-
stem zu spielen? 1st in Zukunft denkbar,
ein duales Rundfunksystem zu organi-
sieren, d. h. die Konkurrenz zwischen
einem privatwirtschaftlichen kommer-
ziellen und einem gemeinwohlorientier-
ten öffentlich-rechtlichen Rundfunk?
Soil in Zukunft auch die "publizistische
Gewaltenteilung”, - hier die privatwirt-
schaftliche Presse, dort der öffentlich-
rechtliche Rundfunk - aufrechterhalten
bleiben? Kann angesichts der fortge-
schrittenen Pressekonzentration deren
privatwirtschaftliche Organisation bei¬
behalten werden?
(6) Welche konkreten Regelungen und
Instrumente zur politischen Gestaltung
der informationstechnologischen und
der Medienentwicklung entsprechen
dem jeweiligen Leitbild?
(7) Wie werden in der Bundesrepublik
die politischen Entscheidungen zur Ge¬
staltung der Medienentwicklung vorbe-
reitet und welche Richtungen haben die
bereits getroffenen Entscheidungen?
Welche Politikbereiche - Medien-,
Gesellschafts-, Technologie-, Post-,
Wirtschaftspolitik - sind beteiligt?
Welche Instrumente zur Vorbereitung
der Entscheidungen werden angewandt
(Willensbildung in Kommissionen als
pluralistischer KonsensbildungsprozeB
im vorparlamentarischen Raum; Pilot-
projekte, Gutachten, parlamentarische
Anhörungen und wissenschaftliche Be-
gleitforschung; juristische Prozesse;
programmatische Aussagen von Par-

teien und Verbanden)?
Da sich im jeweiligen Land die zukünfti-
gen Medienstrukturen aus der Gegen-
wart mit ihren spezifischen Problemen
herausentwickeln, beginnt die Darstel-
lung mit der Kennzeichnung der spe-
ziellen Mediensituation in der Bundes¬
republik. Es folgt ein knapper Überblick
über die technologischen Entwicklungs-
tendenzen, alternativer Ausgestal-
tungsmöglichkeiten und ökonomische
und politische Interessenpositionen aus
bundesrepublikanischer Sicht. Das
Schwergewicht der Ausführungen liegt
sodann bei den verschiedenen Wegen,
die zur Vorbereitung politischer Ent¬
scheidungen eingeschlagen wurden
und werden. AbschlieBend werden die
aktuellen Problemfelder mehr oder we-
niger skizzenhaft diskutiert.
Der Verfasser hat sich bemüht, überall
dort, wo er seine eigene Meinung mit-
teilt, diese auch deutlich zu machen.

2. Die spezifische Mediensituation
in der Bundesrepublik

2.1 Kompetenzverteilung zwischen
Bund und Landern
Will man die spezifische Mediensitua¬
tion in der Bundesrepublik verstehen,
so muB man sich zunachst mit der
Kompetenzverteilung im föderalisti-
schen Bundesstaat beschaftigen. Diese
ist besonders kompliziert, weil sie für
einzelne Funktionsbereiche der Mas-
senmedien unterschiedlich geregelt ist.
Für den Rundfunk 5) gilt folgendes: die
Sendetechnik, das Errichten und Be-
treiben der Netze, steht dem Bund zu 6)
und obliegt nach geltender Rechtslage
allein der Deutschen Bundespost.7) Die
Regelungskompetenz in bezug auf
Rundfunkveranstaltungen, wer nach
welchen Richtlinien und wie finanziert
Rundfunkprogramme anbieten darf, ist
dagegen grundsatzlich Landersache.
Die vorhandenen Rundfunkanstalten
beruhen daher auf Landergesetzen
bzw. Staatsvertragen zwischen mehre-
ren Bundeslandern, sofern wie z. B.
beim Norddeutschen Rundfunk eine
Rundfunkanstalt ein mehrere Lander
übergreifendes Sendegebiet hat.8) Bei
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der Ausgestaltung der Rundfunkge-
setze sind die Lander an den Grund-
rechtartikel 5 des Grundgesetzes ge-
bunden, der die Freiheit der Berichter-
stattung durch Rundfunk und Film ge-
wahrleistet.9)
Was nun die Presse angeht, so steht
dem Bund nach Art. 75 Ziff. 2 Grundge-
setz eine Rahmengesetzgebung für die
allgemeinen Rechtsverhaltnisse der
Presse zu. Die konkrete Ausgestaltung
erfolgt in Pressegesetzen der Lander.
Der Bund hat unter anderem durch eine
Novelle zum Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschrankungen eine bundes-
einheitliche Regelung für eine pres-
sespezifische Fusionskontrolle ge-
schaffen.
Da Bund und Lander als Teile des Bun-
desstaates jeder für sich eifersüchtig
auf die Wahrung ihrer Zustandigkeiten
achten, geht es bei den sog. "Neuen
Medien” zunachst urn die Frage, ob sie
dem Rundfunk zuzuordnen sind-dann
ist im Veranstaltungebereich die Lan-
derkompetenz gegeben-oder aber ob
es sich urn Presse handelt - dann
kommt die Rahmenkompetenz des
Bundes zum Zuge. Es geht im Tele-
kommunikationsbereich aber auch urn
die Frage, was zum Fernmeldewesen
gehort - Zustandigkeit der Deutschen
Bundespost und was nicht- Zustandig¬
keit der Bundeslander. Dies ist momen-
tan virulent bei dem Kompetenzstreit
urn Bildschirmtext. Wahrend die Deut¬
sche Bundespost groBe Teile des
Diensteangebots von Bildschirmtext
der Individualkommunikation ahnlich
dem Fernsprechen zuordnet und damit
unter ihre Fernmeldehoheit subsumiert,
gehen die Lander davon aus, daB die
Post nur für den technischen Übermitt-
lungsvorgang zustandig ist und ihnen
allein die Regelung für das Dienstean-
gebot zustehen.10)
Bisher gab es zwischen den Bundes-
landern über Parteigrenzen hinweg in
allen grundsatzlichen Fragen der Orga¬
nisation der Massenmedien einen Kon-
sens, der auch für die bisherige einheit-
liche Rundfunkorganisation verantwort-
lich ist. Dieser Konsens scheint aber -
auch-auf Grund der Möglichkeiten der

neuen Medientechnologien brüchig
geworden zu sein, so daB damit zu
rechnen ist, daB in Zukunft die einzel-
nen Bundeslander von den ihnen zu-
stehenden Kompetenzen unterschied-
lichen Gebrauch machen werden, was
die inhaltliche Ausgestaltung der Me-
dienorganisationen angeht.

Die Beschaftigung mit diesen Kompe-
tenzfragen ist für Medienpolitiker in der
Bundesrepublik unerlaBlich, zum einen,
weil sie sonst die vorhandenen Verhalt-
nisse und Konflikte nicht verstehen
können, zum anderen, weil nur durch
ein Zusammenwirken von Bund und
Landern neue Medienorganisationen
als neue soziotechnische Systeme er-
richtet werden können, zum dritten
schlieBlich, well medienpolitische Kon-
troversen in letzter Konsequenz sehroft
mit juristischen Mitteln vor den Gerich-
ten ausgefochten werden. So haben die
bestandigen Grundsatzurteile des Bun-
desverfassungsgerichts insbesondere
zu Rundfunkorganisationsfragen aus
dem Jahre 1961, 71 und 8111) eine
groBe Bedeutung als Rahmensetzung
der Medienpolitik in der Bundesrepu¬
blik. Medienpolitik wird sehr oft als
Machtpolitik betrieben und kann dann
nur in rechtskraftigen Entscheidungen,
die Kompetenzstreitigkeiten und Aus-
einandersetzungen urn Organisations-
und Finanzierungsformen schlichten,
ihre Grenzen finden.

2.2. Organisationsformen bei Presse
und Rundfunk
Verfassungsrechtlich stehen in Artikel 5
Grundgesetz Pressefreiheit und Rund-
funkfreiheit nebeneinander. Für beide
gilt es, Freiheit vom Staat und Unab-
hangigkeit von einseitiger gesellschaft-
licher EinfluBnahme und damit inhalt¬
liche Pluralitat der Informationen und
Meinungen zu garantieren. Die Funk-
tionserwartungen an die Massenme¬
dien zielen auf den freien ProzeB der
gesellschaftlichen und politischen
Meinungs- und Willensbildung in einer
demokratischen Gesellschaft.
Diese Funktionserwartungen an die
Massenmedien sollen nun in der Bun-
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desrepublik durch wohl unterscheid-
bare organisatorische Leitbilder erfüllt
werden. Für die Presse gilt wie in prak¬
tisch allen westlichen Industrienationen
die Vorstellung, daB durch privatwirt-
schaftliche Konkurrenz einer Vielzahl
von einander unabhangiger Zeitungs-
und Zeitschriftenverlage und durch
Marktzutrittsfreiheit für Newcomer eine
publizistische Vielfalt hergestellt wer¬
den kann. Diese Vorstellung wird als
Modell des AuBenpluralismus gekenn-
zeichnet. Dem steht lm Rundfunkbe-
reich das Modell des Binnenpluralismus
gegenüber. Zunachst in Übernahme
englischer Organisationsvorstellungen
nach BBC-Muster konzipiert, sodann
aufgrund eines nicht behebbaren Fre-
quenzmangels bei drahtloser Übertra-
gung und aufgrund eines hohen finan-
ziellen Aufwandes für Programmveran-
staltungen legitimiert, schlieBlich auch
demokratie- und kommunikationstheo-
retisch begründet 12) geht es nach die-
sem Modell darum, Vielfalt der Informa-
tionen und Meinungen und der sonsti-
gen Programmangebote jeweils in
einem Vollprogramm einer Rundfunk-
anstalt zum Ausdruck kommen zu las¬
sen. Dazu isterforderlich, daBdiejewei-
lige Landesrundfunkanstalt ein gesetz-
lich abgesichertes Veranstaltungsmo-
nopol innehat, daB sie von kommerziel-
len Kapitalverwertungsinteressen und
unternehmerischen Rentabilitatskalkü-
len unabhangig ist, daB Werbeeinblen-
dungen nur eine untergeordnete Rolle
bei der Finanzierung spielen, daB ihr
Programm vorrangig über eine Ge-
samtgebühr finanziert wird, urn den
chancengleichen Zugang zum Pro-
grammangebot einerseits und auch das
Angebot von Zielgruppenprogrammen
andererseits zu ermöglichen, und daB
die gesellschaftlich relevanten Gruppen
in den Programmen zu Wort kommen
und in den Gremien der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten mit
grundsatzlichen Entscheidungs- und
Kontrollrechten vertreten sind.
Publizistischer Wettbewerb findet so in-
nerhalb des jeweiligen Vollprogramms
statt - sowohl innerhalb der einzelnen
Sparten zwischen den verschiedenen

pluralistischen Beitragen als auch
zwischen den Sparten selber. Er wird
nach der gegenwartigen Rundfunkver-
fassung der Bundesrepublik auch durch
ein Nebeneinander mehrerer jeweils in
sich binnenpluralistisch strukturierter
Programme unterschiedlicher Veran-
stalter-z. B. zwischen ARD und ZDF-
initiiert. Diese binnenpluralistische
Struktur öffentlich-rechtlicher Rundfunk¬
anstalten gilt nur für den Funktionsbe-
reich der Veranstaltung von Hörfunk
und Fernsehsendung. Die eigentliche
Produktion von Programmteilen kann
sowohl von den Rundfunkanstalten
selbst als auch von in- und auslandi-
schen privatwirtschaftlichen Programm-
zulieferern durchgeführt werden.

Zusatzlich zu dem je spezifischen ord-
nungspolitischen Leitbild für Presse
und Rundfunk wird in der Bundesrepu¬
blik in der ’’publizistischen Gewaltentei-
lung”, in der Trennung von Rundfunk
und Presse eine Garantie für die Frei-
heitlichkeit der Meinungs- und Willens-
bildungsprozesse gesehen. Dies be-
deutet nach der gegenwartigen Rechts-
lage, daB Presseverlage keinen Rund¬
funk veranstalten und Rundfunkanstal¬
ten keine Zeitungen und Zeitschriften
herausgeben dürfen.

2.3 Tatsachliche Ausgangs-
bedingungen und Probleme
Das Kommunikationssystem in der
Bundesrepublik stellt sich heute (noch)
als relativ festgefügt und klar gegenein-
ander abgegrenzt in drei institutionellen
Blöcken dar:
- Deutsche Bundespost
- Presse
- Rundfunk

Die Deutsche Bundespost ist mit
476.761 Beschaftigten in all ihren
Dienstzweigen und Investitionsvolu-
men von 10,5 Milliarden DM im Jahre
1980 das gröBte Unternehmen in der
Bundesrepublik.13) In den Jahren 1970
bis 1981 wurden von der Deutschen
Bundespost über 80 Milliarden DM in
den Ausbau des Telekommunikations-
bereiches investiert. Heute sind be-
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reits weit über 21 Millionen Fernsprech-
hauptanschlüsse installiert, so daB eine
Vollversorgung aller privaten Haushalte
bald erreicht zu sein scheint. Vor die-
sem Hintergrund wird verstandlich, daB
die Deutsche Bundespost- will sie ihre
Beschaftigung und ihr Investitionsvo-
lumen erhalten, und dies ist auch ge-
rade in der gegenwartigen Krisensitua-
tion von gesamtwirtschaftlicher Bedeu-
tung und nicht nur für die fernmelde-
technische Zulieferungsindustrie- sich
nach neuen Feldern der Betatigung, wie
z. B. Modernisierung der Infrastruktur
für die geschaftliche Kommunikation
und die Massenmedien, den Zahlungs-
verkehr und die Bürokommunikation
umsehen muB. Von daher ist es ver¬
standlich, daB die Deutsche Bundes¬
post bzw. die Bundesregierung mit Ve-
hemenz die Einführung von Bildschirm-
text, die Erprobung eines ’’breitbandi-
gen, /ntegrierten Glasfaser-
Fernmeldeortsnetzes” (BIGFON), das
auch zur Vermittlung von Rundfunkpro-
grammen genutzt werden soil, und die
Erprobung von direkt empfangbaren
Rundfunksatelliten vorantreibt.

Die Landschaft der privatwirtschaftli-
chen Presse in der Bundesrepublik ist
gekennzeichnet durch eine hohe
Pressekonzentration. Die Indikatoren
für die Pressekonzentration sind nicht
einheitlich, und nur wenn man mosaik-
artig die einzelnen Daten zusam-
mensetzt, ergibt sich ein Gesamtbild
der Markte und der unternehmerischen
Verflechtung. In mehr als 45% der
Landkreise und kreisfreien Stadte gibt
es nur noch eine Zeitung mit lokaler
oder regionaler Berichterstattung.
Nimmt man die deutsche Tagespresse
insgesamt (etwas über 20 Millionen
verkaufte Exemplare taglich), so ist die
Zahl der publizistischen Einheiten, d. h.
der Zeitungen mit eigenstandigem re-
daktionellem Teil, von 225 im Jahre
1954auf 124 im Jahre 1981 zurückge-
gangen.14) Die Konzentrationsentwick-
lung stellt sich noch dramatischer dar,
wenn man bedenkt, daB in vielen Fallen
mehrere publizistische Einheiten von
einem Presseunternehmen herausge-

bracht werden unddeshalb-gemessen
am "Vielfalt-durch-Vielzahl-Konzept" -
diese publizistischen Einheiten nicht
als selbstandig gewertet werden kön-
nen. Berechnet man für die deutsche
Tagespresse insgesamt Marktanteile,
also ohne Rücksicht auf regionale Mark¬
te, so ist der Springer-Konzern eindeu-
tiger Marktführer mit 1980 einem Markt-
anteil von knapp 30%, gefolgt von der
WAZ-Gruppe mit 6%.15) Die ökonomi-
sche Konzentration auf dem Markt der
Publikumszeitschriften laBt sich folgen-
dermaBen beschreiben: Marktführer
ist der Heinrich Bauer Verlag mit knapp
33% Marktanteil, gefolgt vom
Springer-Konzern mit 13%, Burda mit
11% und Gruner und Jahr, der
Bertelsmann-Tochter, mit knapp 8%.
Die 4 Verlagsgruppen erreichen zu-
sammen 64% Marktanteil.16)

DaB die Konzentrationsentwicklung
keinesweg abgeschlossen ist, belegen
die noch nicht endgültig entschiedenen
Fusionsplane zwischen den Verlags-
hausern Burda und Springer. Das Bun-
deskartellamt hat im Wege der Presse-
fusionskontrolle die Fusion (zunachst
26% Beteiligung Burda bei Springer
und biszum 30.06.83 weitere 25%) un-
tersagt, da sonst eine dem Wettbewerb
im Pressebereich abtragliche überra-
gende Marktstellung des Burda-Riesen
entstehen würde.17) Der Fusionsfall ist
noch nicht entschieden, weil die betei-
ligten Verlage beim Bundeswirt-
schaftsminister eine Ausnahmege-
nehmigung von dem Fusionsverbot
beantragt haben.
Versucht man, die wirtschaftliche Situa¬
tion der Presseverlage zu erfassen, so
ist zunachst festzuhalten, daB heute im
Schnitt 2/3 der Erlöse aus dem
Zeitungs- und Zeitschriftengeschaft aus
dem Verkauf von Anzeigenraum stam¬
men. 1978 betrugen die Kosten der
Anzeigen- und Beilagenwerbung 9,7
Milliarden DM mit welter steigender Ex-
pansionstendenz nicht nur absolut,
sondern auch in Relation zu anderen
Werbemittelbereichen.18) Die Ertrags-
lage der Pressekonzerne ist sehr gut.
Die führenden GroBverlage Bertels-
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mann und Gruner und Jahr, Springer,
Burda und Bauer konnten in den ver-
gangenen Jahren nicht nur jeweils
zweistellige Umsatzsteigerungen ver-
zeichnen, sondern auch standige Ver-
besserungen ihrer Vermögenslage er-
zielen. Ahnliches gilt insbesondere für
die lokalen bzw. regionalen Monopol-
zeitungsverlage. Berücksichtigt man
nun, daB der Markt der Zeitungen und
der groBen Publikumszeitschriften in
der Bundesrepublik als weitgehend
ausgereizt gilt, so kommt als unterneh-
merische Strategie der Gewinnverwen-
dung und Expansion neben der Rationa-
lisierung in der Presseproduktion das
Vordringen in den Bereich der Rund-
funkveranstaltung in Frage. Dies 1st
keine neue Strategie der Zeitungs- und
Zeitschriftenverleger. So hat z. B. der
Bundesverband deutscher Zeitungsver-
leger bereits 1964 gefordert, daB die
ARD-Anstalten keine Fernsehwerbung
mehr veranstalten und daB die deut-
schen Zeitungsverleger eine Programm-
gesellschaft schaffen, die die Herstel-
lung und Lieferung des gesamten Pro-
gramms des ZDF einschlieBlich der
Werbesendungen in eigener Verant-
wortung übernimmt. Derartige Plane für
ein werbungsfinanziertes ’’Verleger-
Fernsehen” wurden fortgesetzt mit der
Gründung der FRAG, der Freien Rund¬
funk AG, die sich im Saarland von 1967
bis heute vergeblich zum eine Sendeli-
zenz bemüht. Sie fanden ihren vorlaufi-
gen Höhepunkt in den Planen deut¬
scher Zeitungsverleger, sich an einem
über Satelliten auszustrahlenden Fern-
sehprogramm des Kommerzrundfunks
von Radio Luxemburg zu beteiligen.
Der öffentlich-rechtliche Rundfunk in
der Bundesrepublik kann keine derarti-
gen Expansionsstrategien planen. Er
kampft momentan darum, daB die Lan-
derministerprasidenten und die Lan-
derparlamente ihneneineausreichende
Gebührenerhöhung genehmigen.
Heute schon wird das ZDF zu anna-
hernd 50% über Werbeeinnahmen fi-
nanziert. Eine der Gefahren der Ausein-
andersetzung urn die Rundfunkgebüh-
ren liegt darin, daB sie als "politischer
Preis” niedrig gehalten werden und

dann von den Rundfunkanstalten - als
Ausweichstrategie - der Versuch ge-
macht wird, über mehr Werbung, z. B.
beim Hörfunk, Oder aber durch den
vermehrten Ankauf von billigen im Aus-
land für kommerziellen Rundfunk pro-
duzierten Serien doch noch auf ihre
Kosten zu kommen. Dies würde eine
schleichende Binnenkommerzialisie-
rung des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks verstarken, die im Widerspruch zu
den verfassungsrechtlichen und gesell-
schaftspolitischen Funktionserwartun-
gen an den Rundfunk steht.
Bei der Auseinandersetzung urn die
Gebührenhöhe geht es auch urn die
Frage, welche Spielraum die Rundfunk¬
anstalten erhalten, urn ihre Angebote
auch in Zukunft über neue Übertra-
gungssysteme anzubieten. Es besteht
die Gefahr, daB diejenigen Ministerpra-
sidenten, die für die Zulassung privat-
wirtschaftlicher Rundfunkveranstalter
eintreten, die Rundfunkgebühren als
Hebei benutzen könnten, urn die Rund¬
funkanstalten auf dem Status quo ihres
Programmangebots festzuhalten, urn
dann die zukünftigen "Lücken” im An-
gebot, wenn die Rundfunkanstalten fi-
nanziell nicht in der Lage sind, die
neuen Übertragungskapazitaten mit In-
halten zu füllen, für die privaten Veran-
stalter freizuhalten. Hier zeichnet sich-
nachdem die Fragen der Rundfunkor-
ganisation durch das FRAG-Urteil des
Bundesverfassungsgerichts weitge¬
hend als geklart erscheinen-eine Ver-
lagerung der medienpolitischen Aus¬
einandersetzung auf das Gebiet der
Finanzierung ab.
Als weiteres Problem im Rundfunkbe-
reich ist die Gremienzusammenset-
zung zu nennen. Es geht zum einen
darum festzustellen, welches denn "die
gesellschaftliche relevanten Gruppen"
sind und zum anderen urn die Zurück-
drangung des (partei)politischen Ein-
flusses in den Rundfunkanstalten.
3. Technologische Entwicklungs-
tendenzen und mögliche
Konsequenzen

Informationstechnologie ist der Ober-
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begriff für die Bereiche der Daten- und
Nachrichtenübertragung (= Telekom-
munikation), der Daten- und Nachrich-
tenspeicherung und -verarbeitung und
der dazugehörigen Ein- und Ausgabe¬
gerate. Es laBt sich feststellen, daB sich
erstens ein relativ schneller technischer
Fortschritt in allen Bereichen der Infor-
mationstechnologie vollzieht. lm Be-
reich der Telekommunikation sind es
vor allem die neuen kapazitatssteigern-
den Möglichkeiten der Glasfaser- und
der Satellitenübertragung; im Bereich
der Datenverarbeitung sind es GröBtin-
tegration, universeller Einsatz von Mi-
kroprozessoren und Preisverfall bei den
elektronischen Bauelementen; im Be¬
reich der Ein- und Ausgabegerate
schlieBlich lassen sich Telephon und
Fernseher ausbauen Èu Heimterminals
für ganz verschiedene Diénste, erganzt
z.B. durch Drucker, Videöaufzeich-
nungsgerate und alphanumerische Ein-
gabetastaturen. Die informationst^ch-
nologische Entwicklung ist zweitens
gekennzeichnet durch neue Anw'en-
dungsmöglichkeiten, die sich durch
eine Kombination der 3 Bereiche -te¬
lekommunikation, Datenverarbeitung
und neue Ein- und Ausgabegerate -
auszeichnen. Hier sind zu nennen:
1. die Büroautomation unter anderem
durch Bürofernschreiben und Fernko-
pieren.
2. die verschiedenen Ausgestaltungen
des elektronischen Zahlungsverkehrs,
u.a. das ’’homebanking”, die Abwick-
lung des Zahlungsverkehrs über Bild-
schirmtext.
3. die verschiedenen Ausgestaltungen
der sog. "Neuen Medien” als da sind
Video- und Bildschirmtext mit ganz ver¬
schiedenen Diensten, Kabelfernsehen
als Lokalfernsehen, als Pay-TV-Abruf
oder als breitbandige Dialogdienste,
also als Kabelfernsehen mit Rückkanal.
All diese neuen Anwendungen stellen
Telematikdienste dar (Telematik = Te¬
lekommunikation und Informatik), die
das Zusammenwachsen bisher ge-
trennter Bereiche veranschaulichen.
Das eigentliche Potential dieser infor-
mationstechnologischen Entwicklung
liegt im dem individuellen Zugriff auf Da-

tenspeicher und Datenverarbeitungsan-
lagen, alszo z.B. bei schmalbandigem
Bildschirmtext beim Ferneinkauf oder
Fernbestellen über den Bildschirm vom
heimischen Sessel aus oder beim Zu¬
griff auf Informations- und Dokumenta-
tionssysteme vom Arbeitsplatz aus oder
beim breitbandigen Kabelfernsehen
met Rückkanal beim individuellen Zu¬
griff auf gespeicherte Filme, Fernseh-
sendungen, Verbraucherinformationen
etc. Gerade in bezug auf derartige
Abruf-bzw. Dialogdienste stellt sich die
Frage, ob sie eher der Individual- oder
aber der Massenkommunikation zuzu-
rechnen sind oder ob sie eine spezifisch
neue Zwischenstufe im Sinne eines
neuen sozio-technischen Mediensy-
stems darstellen werden, das vorhan-
dene Kommunikationsstrukturen stark
verandern wird. Auch die bisherigen
Unterscheidung in private und geschaft-
liche Kommunikation scheint sich bei
diesen neuen Dienstmöglichkeiten zu
verwischen. Die Fragen des mögli-
cherweise notwendigen Ordnungsrah-
mens für diese neuen Telematikdienste
stellen sich als besonders kompliziert
da, als sich gleichzeitig der kabelunge-
bundene Videomarkt rein nach Markt-
gesetzen schnell entwickelt und zumin-
dest ein Teil der dortigen inhaltlichen
Angebote in Konkurrenz zu den neuen
Abrufdiensten steht. Bei den Möglich-
keiten des direkt empfangbaren Satelli-
tenrundfunks stellt sich für die Bundes-
republik das besondere Problem, wie
die spezifische Rundfunkorganisation
gegenüber denkbarer Fremdkommer-
zialisierung geschützt und erhalten
werden kann.
Bedenkt man, daB von den neuen An¬
wendungen der Informationstechnolo-
gie gesellschaftliche Auswirkungen in
allen Lebensbereichen zu erwarten
sind,19) so kann nur eine interdisziplinare
wissenschaftliche Erforschung, die ne-
ben der Kommunikationswissenschaft,
Rechts- und Wirtschaftswissenschaften,
Soziologie und Ingenieurswissenschaf-
ten umfaBt, dem EntwicklungsprozeB
gerecht werden. Gleiches gilt für die
notwendige Integration unterschiedli-
cher Politikbereiche, soli eine gesamt-
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gesellschaftliche und gesamtwirtschaft-
liche Optimierung als Aufgabe zur Ge-
staltung der zukünftigen Entwicklung
erreicht werden. Doch dies ist erst in
Ansatzen in der Bundesrepublik er-
kannt, zumal die Kompetenzprobleme
zusatzliche Hürden für eine derartige
Optimierung darstellen.
4. Alternative Ausgestaltungen und
ökonomische und politische
Interessenpositionen
In der Diskussion um eine zukünftige
Rundfunkordnung in der Bundesrepu¬
blik sind neben der Reform der beste-
henden öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten, um die Grundprinzipien
des Binnenpluralismus unddes Integra-
tionsrundfunks wieder mehr zum Tra-
gen zu bringen, die Vorstellungen eines
kommerziellen rein werbungsfinanzier-
ten auBenpluralistischen Rundfunks
nach dem reinen Marktmodell wie bei der
Presse und Mischformen, die unter dem
Schlagwort des Koordinationsrund-
funks zusammengefaBt werden. Es
geht dabei darum, unter einem öffent¬
lich-rechtlichen ”Dach”, also unter
Kontrolle durch Vertreter gesellschaft-
lich relevanter Gruppeneinzelneprivate
Rundfunkveranstalter zuzulassen, die
dann in Konkurrenzzueinanderstehen,
also etwa einen Kirchenrundfunk neben
einem Verlegerfunk und einem Rund¬
funkveranstalter als Tochter eines aus-
landischen Multimediakonzerns.20)
Derartige Organisationsparadigma
werden meistens in einem dualen
Rundfunksystem diskutiert, also einem
System, in dem die neuen privatenbzw.
kommerziellen werbungsfinanzierten
Rundfunkveranstalter neben den - zu
Beginn zumindest weiterbestehenden
- öffentlich-rechtlichen, gebührenfi-
nanzierten Rundfunkanstalten durch die
Bundeslander zugelassen werden.
Was nun die sog. ’’Neuen Medien” an-
geht, so ist es für die breitbandigen Ab-
rufdienste eine offene Frage, ob sie als
rundfunkahnlich nach dessen Organisa-
tionsprinzipien ausgebildet werden sol¬
len, also nach den noch heute vorherr-
schenden Vorstellungen des gemein-

nützigen Integrationsrundfunks, nach
den alternativen Vorstellungen des pri-
vatwirtschaftlichen Konkurrenzrund-
funks oder des Koordinationsrund-
funks. Für die schmalbandigen Abruf-
dienste, also etwa Bildschirmtext,
scheinen sich die Bundeslander bereits
auf das Marktparadigma geeinigt zu ha-
ben, so daB als Ordnungsrahmen ledig-
lich ein abgestuftes Sanktionssystem
bei VerstöBen gegen gesetzliche Rah-
menvorschriften, z.B. des Daten- und
Verbraucherschutzes, der Werbungs-
kennzeichnung, das Gegendarstel-
lungsrecht etc. in Frage kommt.
Bei den einzelnen Interessenpositionen
sind ganz unterschiedliche Koalitionen
festzustellen. Die gegenwartig im Bund
sich in der Opposition befindliche
CDU/CSU geht davon aus, daB die letz-
ten Wahlen im Fernsehen verlorengin¬
gen. Sie hat deshalb eine Art Doppel-
strategie entwickelt: Zum einen versucht
sie- bisher mit relativ grofiem Erfolg —
über eine entsprechende Personalpoli-
tik die Programme der Rundfunkanstal¬
ten in ihrem Sinne zu beeinflussen, zum
anderen propagiert sie ein duales Rund¬
funksystem, teils in Richtung eines
Koordinationsrundfunks, teils in Rich¬
tung eines "freien” kommerziellen
Rundfunks. Sie trifft sich dabei mit den
Vorstellungen und Forderungen der
(gröBeren) Zeitungsverleger, die in den
Rundfunkbereich drangen. AuBerdem
setzen grafie Teile der Werbebranche
und der Telematikindustrie auf eine
schnelle privatwirtschaftliche informa-
tionstechnologische Entwicklung bzw.
auf privatwirtschaftliche Rundfunkver-
anstaltungen unter Hinweis auf eine
mögliche innovatorische Lokomotiv-
funktion zur Krisenbekampfung. Die-
ser Interessendruck ist besonders ernst
zu nehmen, da er gesamtwirtschaftliche
und Beschaftigungsaspekte in den Zu-
sammenhang der Medienentwicklung
bringt.
Demgegenüber stehen die Forderun¬
gen von SPD, FDP und der Kirchen, am
öffentlich-rechtlichen Rundfunk festzu-
halten und eine weitere Programmver-
mehrung aus gesellschaftspolitischen
Gründen zu vermeiden. Die Regie-
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rungskoalition setzt die Prioritaten in
den Ausbau der Telekommunikation für
den geschaftlichen Bereich.

5. Instrumente zur Vorbereitung
politischer Entscheidungen

In der Bundesrepublik werden ganz
verschiedene Instrumente zur Vorberei¬
tung politischer Entscheidungen zur
Gestaltung der informationstechnolo-
gischen Entwicklung und der Massen-
medien eingesetzt. Diese sind zwar
nicht unabhangig voneinander, sind
aber bisher nich systematisch aufein-
ander bezogen und ausgewertet wor¬
den.

5.1. Kommissionen
- Kommission für den Ausbau des
technischen Kommunikationssystems
In der Reihe von Kommissionen der
jüngeren Zeit ist mit der KtK zu begin¬
nen. Von der Bundesregierung 1974
eingesetzt, hatte sie den Auftrag,
Vorschlage für ein ’’wirtschaftlich ver-
nünftiges und gesellschaftlich wün-
schenswertes technisches Kommuni-
kationssystem der Zukunft” zu machen.
Die KtK — bestehend aus 22 Vertre-
tern der gesellschaftlichen Bereiche Po¬
litik, Wirtschaft, Medien und Wissen¬
schaft- hat auf Grund der Kompetenz-
lage — sie war als Bundeskommission
nich zustandig für die Zukunftperspekti-
ven der inhaltlichen Nutzung von Tele-
kommunikationsnetzen-,auf Grund ih-
rer heterogenen Zusammensetzung
und schlieBlich auf Grund der damals
relativ schwach entwickelten wissen-
schaftlichen und politischen Diskussion
urn mögliche Leitbilder für die Entwick¬
lung von Kommunikationssystemen
kein allgemeines wirtschafts- und ge-
sellschaftspolitisches Konzept vorge-
legt, in das ihre Vorschlage eingebettet
waren. Bezüglich des hier vorrangig in-
teressierenden Kabelfernsehens hat
die KtK 1976 in ihrem Telekommunika-
tionsbericht die Durchführung von Pi-
lotprojekten vorgeschlagen, urn primar
zu testen, ob und welche Bedürfnisse
bzw. welcher Bedarf nach veranderten
Angebotsformen bzw. nach zusatzli-

chen (auch Rundfunk) Diensten auf neu
zu errichtenden Breitbandverteilnetzen
besteht. Die Einführung des Kabelfern¬
sehens in der Bundesrepublik wird ins-
gesamt relativ zurückhaltend beurteilt.
Die KtK hat in einzelnen Vorschlage je-
weils durch eine Diskussion des zukünf-
tigen Bedarfs und der wirtschaftlichen
und sozialen Effekte zu unternehmen
versucht. Die Kommissions-Arbeit hat
dabei die immanenten Schwierigkeiten
aufgedeckt, zukünftige Bedürfnisse und
Bedarf nach noch nicht vorhandenen
Diensten und Bewertungskriterien für
’’wirtschaftliche Vernunft” und ’’gesell-
schaftliche Wünschbarkeit” heranzuar-
beiten.
Aus den Vorschlagen der KtK laBt sich
implizit folgende allgemeine gesell-
schaftspolitische ’’Philosophie” ablei-
ten:
(1) Gerade auch unter den Aspekten
der Medienkonkurrenz und Medien-
komplementaritat ist eine gemeinsame
Betrachtung zukünftiger Telekommuni-
kationsformen unerlaBlich.
(2) Grundsatzlich ist das bestehende
technische Kommunikationssystem in
seiner Gliederung aufrechtzuerhalten
und weiterzuentwickeln.
(3) In kontrollierter, abgestufter Form
sind Innovationen einzuführen, wobei
es urn ein ausgewogenes Verhaltnis
von staatlichen Vorleistungen, Diensten
der Post und privaten Initiativen geht.
Die KtK geht von der Vorstellung aus,
daB der optimale ProzeB der Diffusion
von Innovationen beim geschaftlichen
Bedarf beginnt sich über den gehobe-
nen privaten Bedarf verbreitet und
schlieBlich in der Befriedigung des
Massenbedarfs endet.
(4) Der Ausbau bestehender Netze soil
Vorrang vor der Errichtung neuer Netze
haben.
(5) Der technisch vermittelten Indivi¬
dualkommunikation wird Prioritat einge-
raumt.
(6) Der Grundsatz der Netzneutralitat
(Trennung Netz/Nutzung) soil aus
Gründen der Machtkontrolle weitestge-
hend verwirklicht werden.
(7) Es besteht überwiegende Skepsis
gegenüber einer zukünftigen Integra-
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tion allerTelekommunikationsdienste in
einem breitbandigen Netz.
(8) Die Orientierung an Bedarfsermitt-
lungen stellt ökonomische Rentabilitats-
und Effizienzkriterien in den Vorder-
grund.
(9) Entsprechend der gruppenpluralis-
tischen Zusammensetzung der Korn-
mission laufen die Vorschlage auf kon-
sensfahige Kompromisse verschiede-
ner Interessenrichtungen hinaus. Wirk-
liche gesellschaftspolitische Alternati-
ven bzw. Konzepte für einzelne gesell-
schaftliche Bereiche werden nicht auf-
gezeigt.
(10) Die Selbsteinschatzung der Arbeit
geht von der klaren Trennung der
Vorschlage aus Expertensicht einer-
seits und wirtschafts- und gesellschafts-
politischer Verantwortung der Politiker
andererseits aus.

Offen bleiben nach der KtK-Arbeit -
notwendigerweise auf Grund ihres be-
schrankten Auftrages-die Fragen nach
den zukünftigen Inhalten der Nutzung
derTelekommunikationsnetze, also die
Fragen insbesondere nach möglichen
Programmtragerschaften für Kabelfern-
sehen bzw. Zwei-Wege-Kommunika-
tion und deren Finanzierungsalternati-
ven. Hier wurde jedoch durch den
Vorschlag zu Pilotprojekten eine öffent-
liche Diskussion angeregt, die bis heute
zu keinem AbschluB gekommen ist.

— Expertenkommission Neue Medien
Baden-Württemberg (EKM)22)
Von Anfang 1980 bis Anfang 1981 tagte
auf Landesebene die EKM. Sie bestand
aus 32 Mitgliedern, hatte speziell Fra¬
gen im Zusammenhang des in Mann-
heim/Ludwigshafen in Aussicht genom-
menen Pilotprojektes zu erörtern sowie
allgemeine praktische Vorschlage
zu unterbreiten für eine Nutzung neu-
er Formen der Bild- und Tonüber-
mittlung an jedermann.23) Die EKM hat
ihre Ergebnisse in 99 Leitsatzen zu-
sammengefaBt. Bei den Organisations-
und Rechtsfragen diskutiert sie die Pro-
bleme eines möglicherweise zuzulas-
senden auBenpluralen Rundfunksy-
stems nach dem Modell des Koordina-

tionsrundfunks und grenzt die zukünfti¬
gen schmal- und breitbandigen Abruf-
dienste aus der Rundfunkdiskussion
aus. AuBerdem schlagt die EKM vor, für
das Versuchsstadium auch private und
kommunale Netztrager neben der
Deutschen Bundespostzu berücksich-
tigen. Bei den wirtschaftlichen Aspek-
ten stellt sie optimistisch fest, daB die
Einführung der Breitbandkommunika-
tion unter Berücksichtigung der Lichtlei-
tertechnik für die Wirtschaft der Bun-
desrepublik und insbesondere des
Landes Baden-Württemberg ein erheb-
liches Innovationspotential darstellt
mit insgesamt positiven Auswirkungen
auf dem Arbeitsmarkt. Demgegenüber
stehen unter den sozialen und padago-
gischen Aspekten kritische Warnungen
vor den Kinder, Jugendliche und Fami-
lien gefahrdenden Einflüssen durch au-
diovisuelle Massenmedien und Forde-
rungen nach Begrenzungen der Wer-
bung, nach Verzicht auf Programmaus-
weitung und nach Verstarkung der Me-
dienpadagogik. Füreine Erprobung wird
ein Drei-Phasen-Modell vorgeschla-
gen:
1. Phase: Zusammenschalten beste-
hender benachbarter Breitband-lnsel-
netze und Verteilung zusatzlicher (auch
Lokal-)Programme.
2. Phase: Erweiterung der Programm-
palette durch Einspeisung von Satelli-
tenprogrammen, Abonnement-Fernse-
hen und privater Verteil- und Abruf-
dienste.
3. Phase: Nach 1986 Erprobung eines
Lichtleiternetzes mit verschiedenen Ar-
ten der Individual- und der Massen-
kommunikation.
Diese Vorschlage der EKM zeigen
wenn auch in etwas verschleierter
Form, wie im Zusammenhang mit der
informationstechnologischen Entwick-
lung die bestehende Medienland-
schaft, insbesondere die Rundfunkor-
ganisation verandert werden soil. Wirt-
schaftspolitische Gesichtspunkte ste¬
hen im Vordergrund, wahrend gesell¬
schaftspolitische Bedenken eher Alibi-
charakter haben.

— Monopolkommission
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